
Viele von uns wissen bestimmt 
nicht, was sich hinter diesem Para-
graphen verbirgt, obwohl er für 
Bürger ruinöse Auswirkungen ha-
ben kann. Dieses Gesetz schreibt 
den Kommunen im Land vor, alle 
Anlieger an den Kosten des Stra-
ßenausbaus zu beteiligen, da sie ja 
Nutznießer dieser Maßnahme sei-
en. Diese Beiträge führen immer 
häufiger zu Konflikten, weil es um 
Summen geht, die von vielen Fa-
milien und besonders von älteren 
Hausbesitzern nicht aus der Porto-
kasse bezahlt werden können. So 
sind ältere Menschen für manche 
Kassen nicht mehr kreditwürdig, 
weil sie die Schuld ggf. nicht mehr 
selbst abtragen können oder junge 
Familien haben sich für den Kauf 
der Immobilie an ihr finanzielles 
Limit begeben. 
Dieses Problem will die SPD jetzt 
landesweit lösen. Die Fraktion hat 
einen Antrag in das Parlament ein-
gebracht mit dem Inhalt, diese Re-
gelung grundsätzlich zu reformie-
ren. Das Problem wird schon lange 
diskutiert und unterschiedliche 
Modelle, wie denn der Straßenbau 
refinanziert werden könnte, sind 
auf die Verwertbarkeit geprüft wor-
den. Die meisten der vorgestellten 
Modelle hatten einen “Pferdefuß” 
- entweder führen sie zu dauerhaft 
höheren Abgaben an die Kommu-
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Das Jahr 2018 geht dem Ende zu und 
wird uns sicher in Erinnerung blei-
ben; denn Natur und Technik, die 
uns schon länger zu denken geben, 
haben Wirkung gezeigt.
Unsere aufgeheizte Atmosphäre 
lässt Polkappen schmelzen, den 
Meeresspiegel steigen und Tornados 
mit verheerender Wirkung entste-
hen. Anderswo werden aus Bächlein 
reißende Sturzbäche. Die weltwei-
ten Schäden sind horrende und for-
dern häufig Todesopfer. 
Auf der Nordseite der Alpen beob-
achten wir schon lange das Schmel-
zen der Gletscher und das Ausblei-
ben von Regenfällen hat den Rhein 
auf die Marke “begrenzt schiffbar” 
schrumpfen lassen. Auch Landwirte 
hat fehlender Regen zu Klagen ver-
anlasst.
Naturfreunde haben in diesem Jahr 
festgestellt, dass bei Insekten und in 
der Vogelwelt ein merklicher 
Schwund zu verzeichnen ist. Aber 
das Motto heißt: “Problem erkannt, 
Problem gebannt!” 

Wenn es uns gelingt, nicht nur 
die bei uns wohnenden Flücht-
linge zu integrieren, sondern 
auch Herr über die uns “bedro-
henden” Roboter und sonstigen 
Automaten zu bleiben, dann 

glauben wir - die SPD-Rheurdt - 
dass unsere 

für alle Mitbürgerinnen und 
Mitbürger sowie für die Gäste in 
Erfüllung gehen können.

guten Wünsche für 
die Festtage und das neue Jahr 
2019 
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Gute Gedanken Wünscheund 

zum Jahreswechsel

Die Liebe zu den Menschen, Tieren und Pflanzen
und unserem Planeten ist Sinn der Schöpfung!

§8 des Kommunalabgabegesetzes in NRW
Wer kennt den Inhalt? Wer die Auswirkung?

Die Situation unserer Partei 
macht uns Sorgen. Deshalb wol-
len wir auch auf Ortsvereinsebe-
ne unsere Grundpositionen deut-
licher machen und auch in Dis-
kussionen miteinander erarbei-
ten. Aus diesem Grund wollen 
wir in der nächsten Zeit “offene” 
Mitgliederversammlungen zu 
sozialdemokratischen Kernthe-
men durchführen,Die erste Ver-
sammlung dieser Art fand  im 
Oktober zum Thema “Renten” 
statt. Wir haben viel über die 
Entstehung und die zahlreichen 
Probleme des Systems gelernt. 
Dabei ist uns aufgefallen, dass es  
eine “Falle” in der Diskussion 
gibt. Alle denken im System und 
an welchen Stellschrauben noch 
eine Feinjustierung vorgenom-
men werden kann, und dies auf 
Kosten der Grundüberzeugun-
gen. 
Die Ortsvereine Rheurdt und Is-
sum haben zu diesem Thema eine 
Grundsatzresolution verfasst, in 
der die “Haltepunkte” deutlich 
formuliert sind:

1.) Nach 45 Beitragsjahren ist 
ein voller Rentenanspruch er-
reicht, unabhängig vom Alter.
2.) Die Beitragsbemessungs-
grenze wird abgeschafft.
3.) Beiträge zur Rentenversi-
cherung werden von allen Ein-
künften erhoben.
4.)  Die Rentenkasse finanziert 
nur solche Leistungen, die bei-
tragsgedeckt sind.
5.)    Die  Rentenkasse darf unbe-
grenzt Rücklagen bilden.
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Manchmal scheint es mir, als sei meine 
Partei in die Jahre gekommen, weil es 
uns kaum gelingt, die Erfolge unserer 
Regierungsarbeit den Wählerinnen 
und Wählern zu vermitteln. Dieses 
Problem hatten wir schon bei der letz-
ten Bundestagswahl, als unsere Erfol-
ge uns nicht zugeordnet wurden. Aktu-
ell droht uns erneut ein solches Dilem-
ma, das ich an folgendem Beispiel ver-
deutlichen möchte: Wir sind, sofern 
wir ein Dieselfahrzeug besitzen, von 
der Industrie betrogen worden und 
hatten keine Chance, uns gegen diesen 
Betrug zur Wehr zu setzen. Deshalb 
freuen sich jetzt  alle über die Möglich-
keit der Musterfeststellungsklage, die  
es ermöglicht, sein Recht ohne er-
hebliches persönliches Risiko zu be-
streiten - diese Möglichkeit hat die 
SPD in der Koalition erstritten dank 
unserer Justizministerin! Und schon 
Barbara Hendricks, sowie ihre Nach-
folgerin Svenja Schulze aus NRW, 
kämpfen für eine Hardwarenach-
rüstung der Dieselfahrzeuge auf Kos-
ten der Hersteller.
So “regiert” die SPD! 

nen, oder die Kommune gibt ihre 
Eigenständigkeit bei der Planung 
des Straßenbaus auf oder aber die 
Grundsteuer erhöht sich in einem 
Maße, dass es den Zuzug in die Ge-
meinde unattraktiv macht.
Aber die SPD ist lernfähig und 
greift Ideen auf, die sich in anderen 
Bundesländern bewährt haben - in 
diesem Falls in Bayern. Dort wird 
der Straßenbau grundsätzlich, wie 
auch auf Kreis-, Landes- und Bun-
desebene nur durch Steuergelder fi-
nanziert. Das Land NRW müsste in 
diesem Fall allen Kommunen Steu-
ermittel zuweisen, die zweckgebun-
den für den Ausbau des Straßennet-
zes einzusetzen sind. Ein ähnliches 
Verfahren kennen wir aus anderen 
Bereichen und in diesen Zusam-
menhängen hätten die Kommunen 
zwar gerne “mehr vom Kuchen”, 
aber es ist auf diese Weise sicherge-
stellt, dass kein Hausbesitzer/Haus-
besitzerin das Eigenheim verkaufen 
muss, weil die finanziellen Belas-
tungen untragbar werden. Wenn je-
mand sein Haus verkauft, dann soll-
te dies nach Möglichkeit aus freien 
Stücken geschehen und nicht auf 
Grund der Rechnung der Gemeinde 
für den Ausbau der Straße. Ich wün-
sche allen Bürgerinnen und Bürgern 
im Ort, dass sich die SPD mit dieser 
Forderung landesweit durchsetzen 
kann. Die Hoffnung bleibt ....

SPD pur

Ortsvereinssvorsitzende

       Barbara Wolter
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 UMWELT - BEWUSST
 
 Stirbt der Wald.
 kommt keiner 
 mehr auf einen 
 grünen Zweig.

 Jürgen Köditz (Aphoristiker)
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